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Beschluss
Annahme in geänderter Fassung

Lieferkettengesetz jetzt!

Ausbeuterische Kinderarbeit, Hungerlöhne, Umweltschäden: Seit langem werden die Produktionsbe-

dingungen in Entwicklungsländern in Afrika oder Asien angeprangert. Oft als Billigprodukte landen

Schokolade, Schuhe, Kleidung oder Kaffee in deutschen Läden. Immer wieder hat sich gezeigt, dass

Unternehmen ihrer menschenrechtlichen Verantwortung freiwillig nicht hinreichend nachkommen.

Das muss geändert werden.

Wir wollen, dass Unternehmen Menschenrechte und die Umwelt achten. Und zwar in ihrer gesamten

Lieferkette, von der Rohstoffgewinnung bis zu den Endkundinnen und -kunden. Wir sind stolz darauf,

dass unsere Partei im Koalitionsvertrag festgelegt, dass eine gesetzliche Regelung zu kommen hat.

SPD-Arbeitsminister Hubertus Heil und Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU) hatten bereits Eck-

punkte zu einem solchen Gesetz vorgelegt. Denen zufolge sollen in Deutschland ansässige Unterneh-

menmitmehr als 500Beschäftigtendazuverpflichtetwerden, sicherzustellen, dass dieMenschenrechte

bei all ihren Aktivitäten gewahrt sind. Daswürde zumBeispiel für einen Schokoladehersteller bedeuten,

dass dies auch auf den Kakaoplantagen der Fall ist. Dort darf keine Kinderarbeit stattfinden, es müssen

Arbeitsschutzregelungen eingehalten werden und Arbeiter müssen sich gewerkschaftlich organisieren

dürfen. Vernachlässigen die Unternehmen diese Sorgfaltspflicht, müssten sie dafür haften. So haben

Betroffene die Möglichkeit, ein Unternehmen bei Verstößen zur Rechenschaft zu ziehen.

In der Bevölkerung genießen diese Pläne großen Rückhalt: So befürworten nach einer aktuellen reprä-

sentativen Umfrage von Infratest dimap drei von vier Befragten ein Gesetz, das Unternehmen zur Ein-

haltung von Sorgfaltspflichten in der Lieferkette verpflichtet. Selbst unter den Anhängern der Union

spricht sich eine ebenso große Mehrheit für das Gesetz aus.

Doch vonTeile der Union, insbesondere vomWirtschaftsminister Altmaierwird dasGesetz blockiert. Die

BayernSPD verurteilt diese Haltung und fordert die Bundestagsfraktion auf, die gesetzliche Regelung

weiterhin zu verfolgen. Wir stehen damit auf der Seite der großen kirchlichen Hilfsorganisationen Brot

für dieWelt und Misereor.
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